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Einleitung

Das globale Ernährungssystem steht vor He-
rausforderungen, denen nur mit entschlos-
senem politischem Handeln begegnet werden 
kann. Wissenschaftliche Evidenz kann hel-
fen, vielversprechende Handlungsoptionen 
zu identifizieren, und die beabsichtigten und 
unbeabsichtigten Wirkungen von politischen 
Maßnahmen abzuschätzen. Entscheidungen 
sollten dabei nicht auf Grundlage von ein-
zelnen Studien gefällt werden, sondern den 
Gesamtkorpus der verfügbaren Evidenz be-
rücksichtigen. Dieser schließt im Sinne eines 
notwendigen Methodenpluralismus diverse 
Formen direkter und indirekter Evidenz ein.

Warum brauchen wir  
Ernährungspolitik?

Das globale Ernährungssystem ist ein Wunder 
und ein Desaster zugleich – mit diesen Worten 
beginnt die im Juli 2021 veröffentlichte natio-
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1 �Der Beitrag basiert auf einem Online-Plenarvortrag zum 
wissenschaftlichen Kongress der Deutschen Gesellschaft 
für Ernährung am 12.03.2021.
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nale Ernährungsstrategie Großbritanniens [1]. Dieser prägnanten 
Diagnose ist zuzustimmen. Das globale Ernährungssystem pro-
duziert heute entgegen allen malthusianischen2 Prophezeiungen 
ausreichend Nahrung für mehr als sieben Milliarden Menschen. 
Hochkomplexe, international vernetzte Produktionssysteme und 
Lieferketten stellen sicher, dass ein wachsender Anteil der Weltbe-
völkerung ganzjährig, mit minimalem Aufwand und zu günsti-
gen Preisen aus einer historisch einmaligen Vielzahl an attraktiven 
Lebensmitteln auswählen kann [1]. Doch auch die Herausforde-
rungen, vor denen das Ernährungssystem steht, sind gigantisch, 
und Fachleuten nur allzu gut vertraut: Das Ernährungssystem ist 
für ein Viertel bis ein Drittel der globalen Treibhausgasemissionen 
verantwortlich und stellt die wichtigste Antriebskraft hinter Bio-
diversitäts- und Habitatverlust, Landdegradierung und dem Ver-
lust nutzbarer Süßwasserreserven dar [1–3]. Für die Produktion 
tierischer Lebensmittel leben und sterben jedes Jahr viele Milli-
arden empfindungsfähiger Wesen unter oft leidvollen Bedingun-
gen, was berechtige Fragen hinsichtlich Ethik und Verantwortung 
aufwirft [4]. Weiterhin ist die Prävalenz ernährungsmitbedingter 
Erkrankungen weltweit im Ansteigen begriffen und wächst insbe-
sondere in Ländern des globalen Südens rasant [5].
Diese Herausforderungen sind systemischer Natur und lassen sich 
nicht allein durch Veränderungen des individuellen Verhaltens be-
gegnen [5, 6]. Sie erfordern organisierte gesellschaftliche Anstren-
gungen – und stellen damit einen Handlungsauftrag an die Politik 
dar. Es handelt sich um politische Steuerungsprobleme, die in ihrer 
Zielsetzung und Komplexität in vielerlei Hinsicht neuartig sind 
[6]. Dies wirft die Frage auf, welche Rolle die Wissenschaft dabei 
spielen kann, angemessene Lösungsstrategien zu finden.

Das Konzept der evidenzbasierten  
Politikgestaltung

Die Idee, dass wissenschaftliche Erkenntnisse zu wirksamerem, 
gerechterem oder anderweitig besserem politischen Handeln bei-
tragen können, ist alt und lässt sich bis auf antike Quellen zurück-
führen. Besonderen Aufschwung erfuhr die Idee im 18. Jahrhun-
dert, dem Zeitalter der europäischen Aufklärung. Ein moderner 
Einfluss, der insbesondere im Gesundheitsbereich prägend wirkte, 
war die Entwicklung des Konzepts der evidenzbasierten Medizin 
und Gesundheitsversorgung seit den 1990er Jahren [7]. Nach 
einer weit verbreiteten Definition bezeichnet diese das Fällen von 
gesundheitsrelevanten Entscheidungen auf Grundlage einer syste-
matischen und bewussten Integration von drei Aspekten:
1. �den jeweils besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen
2. �der praktischen Erfahrung und der Expertise relevanter Fachleute 

und 
3. den Werten und Präferenzen der betroffenen Bevölkerung [8]. 
Das Konzept der Evidenzbasierung ist in den letzten 30 Jahren 
zu einem zentralen Paradigma der Medizin und Gesundheitsver-
sorgung geworden – so bekennen sich z. B. die Weltgesundheits-
organisation (WHO) und zahlreiche weitere internationale und 
nationale Gesundheitsorganisationen zu einem evidenzbasierten 
Vorgehen [8]. In der Folge wurde das Konzept der Evidenzbasie-
rung auf weitere Handlungsbereiche übertragen, und Begriffe wie 

evidenzbasierte öffentliche Gesundheit (engl. 
evidence-based public health) und evidenzba-
sierte Politikgestaltung (engl. evidence-based 
policy making) geprägt [9, 10]. 
Zentrale Prinzipien der Evidenzbasierung las-
sen sich auch auf die Ernährungspolitik an-
wenden. Dies gilt für den genannten, grund-
legenden Dreiklang aus wissenschaftlichen 
Erkenntnissen, der praktischen Erfahrung 
und der Expertise relevanter Fachleute, und 
den Werten und Präferenzen der betroffenen 
Bevölkerung. Es gilt auch für die folgenden, 
in der evidenzbasierten Medizin und Public  
Health etablierten Prinzipien [10, 11]: 
• �Zur Begründung von Entscheidungen soll-

ten nicht isoliert die Ergebnisse einzelner 
Studien herangezogen, sondern stets der 
Gesamtkorpus relevanter Evidenz betrach-
tet werden. Dies begründet die besondere 
Bedeutung methodisch hochwertiger syste-
matischer Übersichtsarbeiten und evidenz-
basierter Leitlinien.

• �Es stärkt unser Vertrauen in eine Annahme, 
wenn verschiedene Studien mit unterschiedli-
chen methodischen Ansätzen konsistente Er-
gebnisse liefern. Bei einer ausreichend großen 
Anzahl an Studien ist es jedoch aufgrund von 
statistischer Streuung sowie methodischer 
und natürlicher Heterogenität in der Regel zu 
erwarten, dass einzelne Studien abweichende 
Ergebnisse zeigen – was wiederum die Wich-
tigkeit des Grundsatzes unterstreicht, den Ge-
samtkorpus an Evidenz zu betrachten.

• �Es sollte die beste verfügbare Evidenz genutzt 
werden. Hieraus folgt u. a., dass es bei feh-
lender direkter Evidenz erforderlich und ge-
boten ist, indirekte Evidenz zu berücksichti-
gen. Je indirekter die Evidenz ist, desto vor-
sichtiger sollte jedoch bei der Interpretation 
vorgegangen werden.

• �Unser Vertrauen in eine Annahme wird 
zudem dann gestärkt, wenn die Annahme 
plausibel ist, wenn sie also mit etabliertem 
Wissen über grundlegende biologische, psy-
chologische, soziale und politische Wirk-
mechanismen im Einklang steht. Solches 
Wissen kann aus der natur- und sozialwis-
senschaftlichen Grundlagenforschung und 
verwandten Forschungsfeldern abgeleitet 
werden.
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2 �Thomas Robert Malthus (1766–1834) leitete aus dem 
Auseinanderklaffen des exponziellen Wachstums der 
(Welt)Bevölkerung und der lediglich als linear angenom-
menen Produktionssteigerung für Lebensmittel einen Zy-
klus von Aufstieg und Zerfall von Wirtschaftssystemen 
bzw. Staaten ab.
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Dabei ergeben sich bei der Anwendung des Prinzips der Evidenz-
basierung auf Fragen der Politikgestaltung auch Besonderheiten 
[10, 11]. In der evidenzbasierten (Ernährungs-)Medizin und den 
Ernährungswissenschaften kommt randomisierten kontrollierten 
Studien (RCTs) eine besondere Bedeutung zu. Diese gelten als die 
zuverlässigste Methode, um die Auswirkungen von Interventio-
nen auf individuelle gesundheitliche Endpunkte zu untersuchen 
und Kausalzusammenhänge zu belegen. Aus RCTs gewonnene 
Erkenntnisse stellen auch eine wichtige Grundlage für ernäh-
rungspolitische Entscheidungen dar – so konnte z. B. mit RCTs 
belegt werden, dass ein regelmäßiger Süßgetränkekonsum eine 
Gewichtszunahme begünstigt, was zur Einführung von Süßge-
tränkesteuern in vielen Ländern beitrug [12, 13]. 
Doch können viele ernährungspolitisch relevante Fragen nicht oder 
nur unzureichend mit RCTs untersucht werden. Besonders gut ge-
eignet sind RCTs für die Untersuchung von Maßnahmen, die direkt 
am einzelnen Individuum ansetzen und primär auf dieses wirken, 
und deren Wirkungen sich innerhalb relativ kurzer Zeiträume zei-
gen – wie es bei vielen klinischen Interventionen der Fall ist. Maß-

Unterbrochene-Zeitreihen-Studien
Unterbrochene-Zeitreihen-Analysen (ITS-Analysen, von engl. 
interrupted time series) sind eine häufig genutzte Möglich-
keit, um ernährungspolitische Maßnahmen auf Bevölke-
rungsebene zu evaluieren. Hierfür wird zunächst ein Ziel-
parameter festgelegt (z. B. der Absatz stark zuckerhaltiger 
Getränke). Für diesen wird eine größere Zahl an Datenpunk-
ten vor und nach der Umsetzung der Maßnahme erhoben 
(die Zeitreihe). Anhand dieser kann untersucht werden, ob 
sich nach der Umsetzung der Maßnahme eine Abweichung 
vom erwarteten Trend ergeben hat. 

nahmen, die auf gesellschaftlicher Ebene anset-
zen und auf systemische und langfristige Wir-
kungen zielen, lassen sich oft nicht oder nur 
bedingt mit RCTs untersuchen – was auch für 
viele ernährungspolitische Maßnahmen gilt. 
Deshalb ist es in der evidenzbasierten Ernäh-
rungspolitik besonders wichtig, verschiedene 
Formen direkter und indirekter Evidenz zu 
berücksichtigen, und diverse methodische An-
sätze zu nutzen [10]. Hierzu zählen u. a. auch 
Modellierungsstudien sowie quasiexperimen-
telle Studien, deren Entwicklung in den letzten 
Jahren große Fortschritte gemacht hat. Hierbei 
handelt es sich um nicht-randomisierte Stu-
dien, die durch methodisch innovative Ansätze 
versuchen, Kausalität von bloßer Korrelation 
zu unterscheiden; Beispiele sind unterbroche-
ne-Zeitreihen-Studien – engl. interrupted time 
series studies ( Infokasten) – und Studien mit 
synthetischen Kontrollgruppen [14]. 
Die Notwendigkeit eines solchen Methodenplu-
ralismus wird auch in der evidenzbasierten Pu-
blic Health zunehmend anerkannt [15]. 

 Abbildung 1 illustriert das Prinzip einer un-
terbrochenen-Zeitreihen-Studie anhand der in 
Großbritannien eingeführten Herstellerabgabe 
auf Süßgetränke. In einer Studie wurden zwei 
Getränkekategorien untersucht: Softdrinks (die 
von der Abgabe erfasst werden) und als Kont-
rollgruppe Milch- und Fruchtsaftgetränke (die 
von der Abgabe befreit sind) [46]. Für beide 
Getränkekategorien wurde der Anteil der im 
Einzelhandel angebotenen Produkte bestimmt, 
deren Zuckergehalt bei über 5 g pro 100 mL 
liegt (dem Grenzwert, ab dem die Abgabe fällig 
wird). Vor der Ankündigung der Herstellerab-
gabe zeigten sich im Zeitverlauf in beiden Kate-
gorien kaum Veränderungen. Nach der Ankün-
digung begann der Anteil der stark gesüßten 
Produkte in der Kategorie der steuerpflichtigen 
Getränke rasch zu sinken, mit einem weite-
ren schlagartigen Abfall ab dem Zeitpunkt der 
Einführung der Abgabe. In der Kontrollgruppe 
der nicht-steuerpflichtigen Getränke zeigte sich 
kein entsprechender Rückgang. Die AutorInnen 
schlussfolgern, dass die Abgabe einen effektiven 
Anreiz für Getränkehersteller darstellt, den Zu-
ckergehalt ihrer Produkte zu senken [46].
Ernährungspolitische Maßnahmen sind dar-
über hinaus oft auch in dem Sinne politisch, 
dass sich ihre Bewertung nicht in Fragen nach 
ihrer Wirksamkeit erschöpft. Vielmehr berüh-
ren sie oft im hohen Maße politische Grund-
werte wie Menschenrechte und die individuelle 
Autonomie, die entsprechend mitberücksich-
tigt werden müssen [10, 11]. 

Abb. 1: �Ergebnisse einer Unterbrochene-Zeitreihen-Analyse 
zur Wirksamkeit der britischen Herstellerabgabe auf 
Softdrinks (Abbildung aus [46], Creative Commons Attri-
bution License)
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Im Folgenden sollen diese Prinzipien anhand 
von drei Beispielen illustriert werden.

Beispiel 1: 

Regulierung von  
Lebensmittelwerbung

Zahlreiche nationale und internationale Ge-
sundheits- und Ernährungsorganisationen 
empfehlen, an Kinder gerichtete Werbung für 
ernährungsphysiologisch unausgewogene 
Lebensmittel gesetzlich zu beschränken, um 
ausgewogene Ernährungsmuster zu fördern 
und ernährungsmitbedingten Krankheiten 
vorzubeugen [16, 17]. Es gibt mindestens 
vier Formen der indirekten Evidenz, die auf 
die Wirksamkeit dieses Ansatzes hindeuten 
[18].
1. Exposition gegenüber Lebensmittel-
werbung erhöht den Konsum ungesunder 
Lebensmittel, die Gesamtenergiezufuhr 
und das Adipositasrisiko. Eine Vielzahl 
an Beobachtungs- und Interventionsstudien 
zeigt, dass Exposition gegenüber Lebensmit-
telwerbung mit einem erhöhten Konsum 
der beworbenen Lebensmittel einhergeht, 
ebenso wie mit insgesamt weniger ausge-
wogenen Ernährungsmustern, einer höheren 
Gesamtenergiezufuhr und einem höheren 
Adipositasrisiko [19, 20]. Aus diesen Befun-
den lässt sich im Umkehrschluss folgern, 
dass eine Verringerung der Werbeexposition 
durch geeignete Maßnahmen zur Verringe-
rung der genannten Risiken führen sollte. In 
jedem Fall widerlegt ist hierdurch die häufig 
geäußerte Behauptung, Lebensmittelwerbung 
präge lediglich Markenpräferenzen, ohne Er-
nährungsmuster und Krankheitsrisiken zu 
beeinflussen. 

2. Wirksamkeit bei Umsetzung als Teil 
eines Policy-Mixes. Eines der Länder mit 
der umfassendsten gesetzlichen Regulierung 
von Kinder-Lebensmittelmarketing ist Chile 
[18]. In Chile wurde 2016 Kinder-Lebensmit-
telmarketing für verarbeitete Lebensmittel 
mit einem erhöhten Gehalt an Zucker, Salz, 
gesättigten Fetten und Energie stark einge-
schränkt. Zeitgleich wurden Warnhinweise 
in Form schwarzer Stoppschilder auf eben 
solchen Produkten verbindlich vorgeschrie-
ben, und verbindliche Qualitätsstandards für 
die Kita- und Schulverpflegung eingeführt 
[21, 22]. In zeitlicher Folge kam es zu einem 
Rückgang des durchschnittlichen Süßgeträn-
kekonsums der chilenischen Bevölkerung um 

23 mL/Kopf/Tag, entsprechend einer Reduktion von rund 30 %. 
Weiterhin sank der Anteil verarbeiteter Lebensmittel mit einem 
ungünstigen Nährwertprofil am Gesamtangebot von 51 % auf 
44 % [21, 22]. Da die drei genannten Maßnahmen zeitgleich 
eingeführt wurden, lässt sich ihr jeweiliger Anteil am Gesamt
effekt nicht beziffern. Die Ergebnisse zeigen jedoch, dass ein er-
nährungspolitisches Maßnahmenpaket, welches eine effektive 
Werberegulierung beinhaltet, relevante Effekte auf der Bevölke-
rungsebene haben kann. 

3. Gute Wirksamkeit von Alkohol- und Tabakwerbebe-
schränkungen. In der Prävention schädlichen Alkohol- und Ta-
bakkonsums sind Werbebeschränkungen fest etabliert und in ihrer 
Wirksamkeit durch diverse quasiexperimentelle Studien belegt [23, 
24]. Trotz der Unterschiede zwischen diesen Produktgruppen kann 
auch dies als Indiz für eine Wirksamkeit von Werbebeschränkun-
gen für die Reduktion des Konsums ernährungsphysiologisch pro-
blematischer Produkte herangezogen werden.

4. Hohe Ausgaben für Werbung für ungesunde Lebensmit-
tel und die betriebswirtschaftliche Rentabilität von Wer-
bung. Im Jahr 2017 wurden in Deutschland allein für Süßwaren-
werbung 870 Mio. € ausgegeben – für Obst und Gemüsewerbung 
im Vergleich dazu nur rund 17 Mio. [25, 26]. Diese Diskrepanz 
erklärt sich u. a. durch die deutlich höheren Gewinnmargen von 
hochverarbeiteten Lebensmitteln im Vergleich zu Gemüse und 
Obst [27]. Zudem handelt es sich bei frischen oder gering verar-
beiteten Lebensmitteln meist um generische Produkte, die kaum 
Hersteller-spezifisch beworben werden können. Dass es sich bei 
Werbung um ein effektives Instrument zur Absatzsteigerung 
handelt, ist in der Marketingliteratur gut etabliert.

Zusammengenommen lassen es diese vier Formen der indirekten 
Evidenz wahrscheinlich erscheinen, dass eine effektive gesetzli-
che Beschränkung von Kinder-Lebensmittelmarketing für ernäh-
rungsphysiologisch unausgewogene Produkte zu ausgewogene-
ren Ernährungsmustern beitragen kann. Die Evidenz hierfür ist 
nicht definitiv, weshalb jede Umsetzung von einer methodisch 
soliden Evaluation begleitet sein sollte. Dabei ist zu beachten, dass 
von Werbebeschränkungen – wie von jeder anderen Einzelmaß-

© Nopphon Pattanasri/iStock/Getty Images Plus
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nahme auch – nur begrenzte Effekte zu erwarten sind, was die 
Notwendigkeit eines Maßnahmenpaktes bzw. einer umfassenden 
Strategie begründet [28].

Beispiel 2: 

Lebensmittelbesteuerung

Die WHO und auch zahlreiche Fachorganisationen empfehlen, auch 
das Steuersystem zur Förderung gesunder und nachhaltiger Ernäh-
rungsmuster zu nutzen [6, 16, 29, 30]. Auch für die Wirksamkeit 
dieses Ansatzes gibt es verschiedene Formen der direkten und indirek-
ten Evidenz. 

1. Direkte Evidenz aus quasiexperimentellen Studien. Die 
stärkste direkte Evidenz gibt es für die Wirksamkeit von Süßgeträn-
kesteuern, die bislang von rund 50 Ländern weltweit eingeführt wur-
den. Die Wirksamkeit von Süßgetränkesteuern wurde in einer Vielzahl 
von quasiexperimentellen Studien untersucht. Hierbei zeigte sich eine 
durchschnittliche Preiselastizität von rund –1, d. h. eine steuerbedingte 
Preiserhöhung von 1 % führte im Durchschnitt zu einem Konsum-
rückgang von rund –1 % [31]. Daneben gibt es weitere, aber weniger 
umfangreiche direkte Evidenz für die Wirksamkeit von Steuern auf 
Süßwaren und salzige Snacks, mit Preiselastizitäten von –0,5 bis –1,1 
[32, 33].

2. Indirekte Evidenz aus RCTs. Daneben liegen diverse RCTs 
vor, in denen die Effekte von Preiserhöhungen untersucht wurden, 
die nicht durch Steuern bedingt waren. (Steuern, die meist von 
Regierungen beschlossen und auf nationaler oder regionaler Ebene 
umgesetzt werden, sind hingegen aufgrund der landesweiten Gül-
tigkeit in der Regel keiner Randomisierung zugänglich.) So zeigte 
z. B. ein Cochrane-Review, dass Preiserhöhungen auf Süßgetränke 
deren Konsum reduzieren [34].

3. Indirekte Evidenz bzgl. anderer Produktgruppen. Wie 
Werbebeschränkungen sind auch Steuern als Ansatz zur Reduk-
tion des schädlichen Alkohol- und Tabakkonsums in ihrer Wirk-
samkeit gut belegt [23, 35]. 

4. Ökonomische Plausibilität. Es ist eine 
gut begründete, gut untersuchte Grundan-
nahme der Wirtschaftswissenschaften, dass 
KonsumentInnen und Unternehmen auf 
Preissignale reagieren, und dass – von weni-
gen Spezialfällen abgesehen – Preiserhöhungen 
zu einem Konsumrückgang und Preissenkun-
gen zu einer Konsumsteigerung führen [36]. 
Es gibt keine stichhaltigen Gründe, weshalb 
dieser Grundsatz nicht auch für die meisten 
ernährungspolitisch relevanten Lebensmittel-
gruppen gelten sollte [29]. 

Beispiel 3: 

Ernährungsbildung  
und -aufklärung

Ernährungsbildung und -aufklärung wird 
von vielen Regierungen, darunter auch der 
Bundesregierung, als ein bevorzugter Ansatz 
für die Förderung gesunder und nachhalti-
ger Ernährung angesehen. Wissenschaftlich 
ist anerkannt, dass Ernährungsbildung und 
-aufklärung für sich alleine genommen nur 
begrenzte Effekte auf das Ernährungsverhal-
ten haben – wobei dies für andere Einzelmaß-
nahmen in ähnlicher Form gilt [28]. Als Teil 
einer umfassenden Strategie hat aber auch 
dieser Ansatz seine Berechtigung, wofür unter 
anderem die folgenden Argumente angeführt 
werden können:

1. Wirksamkeit in Verbindung mit Ver-
hältnisprävention. Verhaltensprävention 
(z. B. Ernährungsbildung und -aufklärung) 
kann verhältnispräventive Ansätze sinnvoll er-
gänzen und deren Wirksamkeit erhöhen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn sie langfristig und 
umfassend angelegt ist und praktisch-hand-
lungsorientierte Elemente enthält [37, 38].

© Drazen Zigic/iStock/Getty Images Plus
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2. (Ernährungs-)Bildung und (Ernäh-
rungs-)Aufklärung als Ziel und Wert an
sich. Bildung und die Möglichkeit lebenslan-
gen Lernens sind ein zentrales, universelles
Menschenrecht und u. a. in Art. 26 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte und
Art. 13 des Wirtschafts- und Sozialpakts der
Vereinten Nationen als solches anerkannt
[39]. Dies schließt auch die Ernährungsbil-
dung ein [40]. Menschen haben ein Recht
darauf, Wissen darüber zu erlangen und zu
verstehen, was ihre Ernährung mit ihnen,
ihrer Gesundheit und der Welt um sie herum
macht. Dies gilt unabhängig davon, was für
Effekte Ernährungsbildung auf das Ernäh-
rungsverhalten und individuelle gesundheitli-
che Endpunkte hat.

3. Die politische Rolle von Ernährungs-
aufklärung und -bildung. Ernährungspo-
litische Maßnahmen erfordern Rückhalt in der
Bevölkerung, was ein Verständnis für deren Not-
wendigkeit voraussetzt. Ernährungsaufklärung
und -bildung können hierzu beitragen – insbe-
sondere dann, wenn sie sich nicht auf das Ver-
mitteln individueller Ernährungskompetenzen

beschränken, sondern auch die gesellschaftlichen Dimensionen von 
Ernährung beleuchten [40–42]. 

Der Auftrag der Wissenschaft

Die wissenschaftliche Evidenz zu komplexen gesellschaftlichen 
Fragestellungen ist in der Regel nicht eindeutig und definitiv – dies 
gilt auch für die Ernährungspolitik. Die Unvollständigkeit unseres 
Wissens sollte jedoch angesichts der Größe und der Dringlichkeit 
der Herausforderungen, vor denen das globale Ernährungssys-
tem steht, kein Grund für Nichtstun sein. Aus ihr folgt vielmehr 
der Auftrag, die vorhandene Evidenz umfassend zu nutzen und 
sorgfältig abzuwägen, die Umsetzung von Maßnahmen wissen-
schaftlich zu begleiten, und dabei eine selbstkritisch-reflektierende 
Haltung einzunehmen. 
Die Rolle der Wissenschaft beschränkt sich dabei nicht darauf, 
Wissen zu generieren und dieses in akademischen Foren zu publi-
zieren und zu diskutieren. Die Umsetzung ernährungspolitischer 
Maßnahmen ist das Ergebnis gesellschaftlicher und politischer 
Verständigungs-, Aushandlungs- und Entscheidungsfindungs-
prozesse [41, 42]. Es ist daher zentral, mit relevanten gesell-
schaftlichen und politischen Akteuren und mit der Öffentlichkeit 
in einen Dialog zu treten und sie in geeigneten Formaten in den 
Forschungsprozess einzubinden [43, 44]. Es gibt diverse Möglich-

M27

open_access_neu.indd   1 17.12.2021   14:22:52

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/legalcode


Special | Ernährungspolitik 

16   Ernaehrungs Umschau international | 1/2022

keiten, wie sich Fachleute mit ihrer Expertise 
in die genannten Prozesse einbringen können 
– von der Nutzung sozialer Medien, Blogar-
tikel, Podcasts und Zeitungsinterviews hin 
zu Engagement in Fachorganisationen, Bür-
gerinitiativen und politischen Parteien [43]. 
Diese gesellschaftliche und politische Rolle der 
Wissenschaft entspricht auch den Erwartun-
gen der Bevölkerung: In einer repräsentativen 
Umfrage für die Initiative Wissenschaft im 
Dialog gaben 75 % der Befragten an, dass sich 
WissenschaftlerInnen öffentlich äußern sollen, 
wenn Forschungsergebnisse in der politischen 
Entscheidungsfindung nicht berücksichtigt 
werden [45]. 
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